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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 1

ANDERES
DATUM: 10.08.2010
MARC BÜHLMANN

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 2

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Die Vereinigte Bundesversammlung bestimmte die Nachfolge der beiden Magistraten
am 22. September. Zuerst wurde die Ersatzwahl von Moritz Leuenberger vorgenommen.
Die Zweiernomination der SP wurde von der CVP, der FDP, der EVP, der GLP und den
Grünen unterstützt. Die BDP unterstützte die Nomination Sommaruga und die SVP trat
mit dem Sprengkandidaten Jean-François Rime an. Im ersten Wahlgang lag Sommaruga
mit 86 Stimmen vor Rime mit 80 und Fehr mit 61 Stimmen. Zehn Stimmen entfielen auf
Hildegard Fässler, die allerdings bereits in der internen SP-Ausmarchung gescheitert
war. Im zweiten Wahlgang fielen diese zehn Stimmen Sommaruga zu. Auch im dritten
Wahlgang veränderte sich nichts an der Reihenfolge der Kandidaten (Sommaruga mit 98
Stimmen vor Rime mit 77 Stimmen), so dass Fehr mit 70 Stimmen ausschied. Im vierten
Wahlgang wurde schliesslich Simonetta Sommaruga mit 159 von 240 gültigen Stimmen
zur neuen Bundesrätin erkoren.

Die Nominationen der FDP wurden von der CVP, der EVP und der GLP unterstützt. Die
SVP trat noch einmal mit ihrem Sprengkandidaten Jean-François Rime an und auch die
Grünen traten mit ihrer Sprengkandidatin an. Die SP gab bekannt, zu Beginn des
Wahlvorganges die grüne Kandidatin zu unterstützen. Da sie aber kaum realistische
Chancen für einen grünen Bundesratssitz sehe, werde sie anschliessend einen der
beiden FDP-Kandidaten wählen. Im ersten Wahlgang lag Rime mit 72 Stimmen an der
Spitze, gefolgt von Wyss mit 57 Stimmen. Auf die FDP-Kandidaten Schneider-Ammann
und Keller-Sutter entfielen 52 bzw. 44 Stimmen. Zwölf Stimmen erhielt Ignazio Cassis,
der sich mit dem Hinweis von der Wahl zurückzog, dass die italienischsprachige
Schweiz seit 1999 nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Im zweiten Wahlgang
machte Schneider-Ammann Boden gut und erhielt 75 Stimmen, gefolgt von Rime mit 72,
Keller-Sutter mit 55 und Wyss mit 40 Stimmen. An dieser Reihenfolge änderte sich auch
im dritten Wahlgang nichts, so dass Wyss aus dem Rennen fiel. Ihre Stimmen verteilten
sich anschliessend auf Schneider-Ammann (84 Stimmen) und Keller-Sutter (74
Stimmen), die aber knapp weniger Stimmen erhielt als Rime (76). Im fünften Wahlgang
obsiegte schliesslich Johann Schneider-Ammann mit 144 von 237 gültigen Stimmen.
Die Neuwahlen bescherten der Schweiz zum ersten Mal eine Frauenmehrheit in der
Landesregierung. Darüber hinaus wurden zum ersten Mal gleichzeitig zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) gewählt. Das Parlament machte
damit deutlich, dass die regionale Herkunft derzeit kein Wahlkriterium ist. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN

Den beiden im Vorjahr vom Nationalrat abgelehnten Standesinitiativen des Kantons
Tessin, die eine Erhöhung der Zahl der Bundesratsmitglieder von sieben auf neun
gefordert hatten, gaben auch die Kantonsvertreter in der Frühjahrssession keine Folge.
Zwar hatte die Staatspolitische Kommission (SPK-SR) das eine Begehren (Kt.Iv. 12.307),
welches zusätzlich zur Erhöhung eine Verfassungsbestimmung einführen wollte, mit der
verboten werden sollte, dass mehr als zwei Mitglieder der Bundesregierung aus der
gleichen Sprachgegend komme, abgelehnt, die reine Erhöhung – alleiniger Gegenstand
der zweiten Tessiner Kantonsinitiative (Kt.Iv. 10.321) – empfahl die SPK-SR allerdings zur
Annahme. Mit der Ablehnung der Staatsleitungsreform sei das Thema zwar negativ
beantwortet worden, die Kommission sehe es aber nach wie vor als wichtig an. Mit zwei
zusätzlichen Bundesräten würde die integrierende Funktion des Bundesrates in den
verschiedenen Sprachregionen verbessert und die Arbeitslasten könnten adäquater
verteilt werden. Die Gegner – sogar Bundesrätin Sommaruga (sp) schaltete sich in die
Diskussion ein, obwohl der Bundesrat in der Regel bei einer Vorprüfung einer
Standesinitiative nicht Stellung nimmt – befürchteten eine Belastung des
Kollegialprinzips, das mit neun Personen nicht mehr funktionieren könne. Das
Gegenargument verfing im Ständerat letztlich knapp und beiden Initiativen wurde mit 21
zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge gegeben. Die Motionen Jacqueline Fehr
(sp, ZH) (11.4103), Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) (11.4110) und Dominique de
Buman (cvp, FR) (11.4107), die alle das gleiche Anliegen vertraten, wurden, weil mehr als
zwei Jahre hängig, Ende Berichtjahr abgeschrieben. Die Diskussionen wurden damit
allerdings nicht beendet: Die SPK-NR beschloss nämlich Ende August, eine
Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 13.443) auszuarbeiten, die eine Erhöhung des Bundesrates
auf neun Mitglieder und die angemessene Vertretung der Landesgegenden und
Sprachgemeinschaften in der Exekutive erneut aufs Tapet bringen soll. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Ein ziemlich profanes Anliegen behandelte eine immerhin von 115 Mitunterzeichnern
eingereichte Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH), die sich daran störte, dass der IT-
Support nur jenen ParlamentarierInnen gewährt wird, welche die Standard-Geräte und
-Software (Windows) verwenden. Sie verlangte eine Gleichberechtigung vor allem auch
für Apple-NutzerInnen. Der Vorstoss wurde im Nationalrat jedoch mit 100 zu 60
Stimmen und in erster Linie aus Kostengründen abgelehnt. Mit Ausnahme der
geschlossen ablehnend stimmenden BDP und der zustimmenden SP gab es in allen
Fraktionen Abweichler. Ob es sich dabei um Apple-Nutzer handelte, ist aus dem
Ratsprotokoll nicht ersichtlich. 5

MOTION
DATUM: 26.09.2013
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Eine parlamentarische Initiative Jacqueline Fehr (sp, ZH) wollte gegen die
Schwerfälligkeit des Ratsbetriebs vorgehen. Parlamentarische Vorstösse in beiden
Räten können zurzeit lediglich von einem Mitglied oder einer Fraktion vorgebracht
werden. Um zu demonstrieren, dass mehrere Personen hinter einem Anliegen stehen,
würden deshalb dieselben Vorstösse parallel von mehreren Ratsmitgliedern
eingereicht. Dies sei nicht nur unbefriedigend, sondern erschwere auch die
überparteiliche Arbeit. Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-NR) gab
der Initiative im Berichtjahr mit 13 zu 10 Stimmen Folge. Sie wollte das Begehren mittels
Revision des Geschäftsreglements des Nationalrats umsetzen. Da davon lediglich die
grosse Kammer betroffen ist, war die Zustimmung der Schwesterkommission nicht
nötig und das Sekretariat wurde beauftragt, einen Vorentwurf zu verfassen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.06.2013
MARC BÜHLMANN

Die SPK des Nationalrats kam bei der parlamentarischen Initiative Jacqueline Fehr (sp,
ZH), die die überparteiliche Zusammenarbeit fördern wollte, zum Schluss, dass deren
Umsetzung unverhältnismässig wäre. Die ursprünglich von der Kommission
gutgeheissene Forderung, dass Vorstösse von mehreren Mitgliedern unterschiedlicher
Fraktionen gleichzeitig und nicht mehr parallel eingereicht werden können, würde nicht
nur Kosten verursachen, sondern auch die Regelung zahlreicher Details bedingen, unter
anderem etwa die Berechtigung des Rückzugs eines von mehreren Personen
eingereichten Vorstosses oder die Vertretung des Vorstosses in den Räten. Die SPK-NR
beantragte deshalb – nachdem sie einen Vorentwurf mit 13:11 Stimmen abgelehnt hatte
– die Abschreibung der parlamentarischen Initiative. Das Argument der
Kommissionsminderheit, dass ein gemeinsamer, parteiübergreifender Vorstoss nicht
nur ein starkes Zeichen sei, sondern auch in den Kantonen praktiziert werde,
vermochte den Rat nicht zu überzeugen. Die Initiative wurde mit 113 zu 78 Stimmen, die
vorwiegend aus der SP-, der GP- und aus der CVP/EVP-Fraktion stammten,
abgeschrieben. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 10.7.10; NZZ, 10.7.10.; Presse vom 7.8.10; NZZ, 7.8.10.; Presse vom 9.8. und 10.8.10.
2) Presse vom 1. Bis 4.9.10.
3) Presse vom 23.9.10.
4) AB SR, 2013, S. 173 ff.; NZZ, 2.2.13; NZZ und CdT, 15.3.13; TG, 31.8.13; CdT, 2.9.13; LT, 21.9.13; SoS, 7.12.13
5) AB NR, 2013, S. 1708 ff.
6) Pa.Iv. 12.460: Medienmitteilung SPK-NR vom 27.6.13.
7) AB NR, 2014, S. 534 f.; Kommissionsbericht; Pa.Iv. 12.460; Pa.Iv. 12.460 Abstimmung
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